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TOP 70: 

Zweite Verordnung zur Änderung der Tabakerzeugnisverordnung 

Drucksache: 221/17

I. Zum Inhalt der Verordnung 

Die Richtlinie 2014/40/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. 
April 2014 zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit-
gliedstaaten über die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Taba-
kerzeugnissen und verwandten Erzeugnissen und zur Aufhebung der Richtlinie 
2001/37/EG war bis zum 20. Mai 2016 umzusetzen. Die Richtlinie 2014/40/EU 
wird durch das Tabakerzeugnisgesetz vom 4. April 2016 (BGBl. I S. 569) und 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassene Tabakerzeugnisverordnung vom 
27. April 2016 (BGBl. I S. 980), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 21. Juni 2016 (BGBl. I S. 1468) geändert worden ist, umgesetzt. 

Nach Artikel 7 Absatz 6 in Verbindung mit Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe c der 
Richtlinie 2014/40/EU dürfen Tabakerzeugnisse, elektronische Zigaretten und 
Nachfüllbehälter mit folgenden Zusatzstoffen nicht in den Verkehr gebracht 
werden: 

- Vitamine oder sonstige Zusatzstoffe, die den Eindruck erwecken, dass ein 
Tabakerzeugnis, eine elektronische Zigarette oder ein Nachfüllbehälter ei-
nen gesundheitlichen Nutzen hat oder geringere Gesundheitsrisiken birgt, 

- Koffein oder Taurin oder andere Zusatzstoffe und stimulierende Mischun-
gen, die mit Energie und Vitalität assoziiert werden, 

- Zusatzstoffe, die färbende Eigenschaften für Emissionen haben, 

- bei Rauchtabakerzeugnissen, elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehäl-
tern: Zusatzstoffe, die das Inhalieren oder die Nikotinaufnahme erleichtern, 

- Zusatzstoffe, die in unverbrannter Form CMR-Eigenschaften haben. 

Die im Einzelnen verbotenen Zusatzstoffe sind durch die Mitgliedstaaten zu 
konkretisieren. Da die genannten Regelungsinhalte ergänzende Regelungen zu 
den Vorgaben der Richtlinie 2014/40/EU darstellen bzw. die Vorgaben der 
Richtlinie ausfüllen, sind sie nach der Richtlinie (EU) 2015/1535 notifizie-
rungspflichtig. 
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Die Vorgaben der Richtlinie 2014/40/EU zu Zusatzstoffen werden im Rahmen 
der vorliegenden Änderungsverordnung zur Tabakerzeugnisverordnung umge-
setzt. Die verbotenen Zusatzstoffe werden in Anlage 1 und 2 zur Tabakerzeug-
nisverordnung aufgeführt. 

II. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz
empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung nach Maßgabe von drei Änderungen 
zuzustimmen. 

Es soll klargestellt werden, dass im Zeitpunkt des Anbietens eines Tabaker-
zeugnisses im Handel ein Verdecken der gesundheitsbezogenen Warnhinweise 
(z.B. das Stecken von "Produktkarten" vor die Schachteln) unzulässig ist. Dies 
wird für erforderlich gehalten, um Probleme in der Tabaküberwachung abzu-
wenden und die Handlungsfähigkeit des Vollzugs zu gewährleisten. 

Mit einer weiteren Änderung soll erreicht werden, dass der Wortlaut für die in 
Anlage 1 und 2 der Tabakerzeugnisverordnung gelisteten Stoffe so geändert 
wird, dass diese Stoffe nicht additiv zu betrachten sind. Daher soll statt der 
Formulierung "Vitamine und folgende Zusatzstoffe" die Formulierung "Vita-
mine oder folgende Zusatzstoffe" verwendet werden. 

Außerdem soll das in der Anlage 2 der Tabakverordnung enthaltene generelle 
Menthol-Verbot als verbotener Inhaltsstoff in elektronischen Zigaretten und 
Nachfüllbehältern gestrichen werden. Statt eines generellen Menthol-Verbots, 
welches erst im Jahr 2020 gelten würde, wird vorgeschlagen, zeitnah eine 
Höchstmengenregelung für Menthol zu erlassen.  

Der Bundesrat soll daher in einer begleitenden Entschließung das Bundes-
ministerium für Ernährung und Landwirtschaft bezüglich der Verwendung von 
Menthol in E-Zigaretten bitten, von seiner Ermächtigungsgrundlage gemäß § 13 
Absatz 2 Nummer 2 Tabakerzeugnisgesetz Gebrauch zu machen und eine 
Höchstmengenregelung für Menthol zu erlassen, damit dieser Aromastoff noch 
in geringen Mengen aus technologischen Gründen verwendet werden kann. 

In einer weiteren Entschließung soll der Bundesrat bedauern, dass abgesehen 
von der Liste der verbotenen Inhaltsstoffe keine Regelungen zu den begrenzt 
zugelassenen Zusatzstoffen bzw. Inhaltsstoffen erlassen worden sind. Er soll 
daher den Standpunkt vertreten, dass Regelungen zu Konservierungsstoffen 
oder weiteren Zusatzstoffen, die nur für bestimmte Tabakerzeugnisse oder 
E-Zigaretten zulässig sind, zeitnah erlassen werden sollen. 

Des Weiteren soll er darauf hinweisen, dass die Liste der verbotenen Inhalts-
stoffe in Tabakerzeugnissen und E-Zigaretten, u.a. im Hinblick auf Aromen für 
Wasserpfeifentabak oder Pfeifentabak, weiter fortzusetzen ist. Begründet wird 
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dies damit, dass in der aufgehobenen Tabakverordnung in der Anlage 2 Aromen 
aufgeführt waren, die auf der Grundlage von toxikologischen Daten als so kri-
tisch eingestuft worden sind, dass sie nicht in Tabakerzeugnissen verwendet 
werden durften. Dazu gehörte beispielsweise das Aroma Campher. In der vor-
liegenden Änderungsverordnung wird Campher weder in der Liste der verbote-
nen Inhaltsstoffe für Tabakerzeugnisse (Anlage 1) noch in der für E-Zigaretten 
(Anlage 2) geführt. 

Das Aroma Campher sei zwar als charakteristisches Aroma für Zigaretten und 
Tabak zum Selbstdrehen verboten, in anderen Tabakerzeugnissen, wie z.B. 
Wasserpfeifentabak, aber nach derzeitigem Recht zulässig. Insbesondere eine 
inhalative Aufnahme von Campher könne zu schweren gesundheitlichen Kom-
plikationen führen. 

Der Bundesrat soll deshalb darum bitten, dass bezüglich der verbotenen und be-
grenzt zugelassenen Inhaltsstoffe eine Anpassung an das bisherige Schutz-
niveau erfolgt. 

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung nach 
Maßgabe einer Änderung zuzustimmen. 

Diese Änderung ist im Tenor gleichlautend mit der Empfehlung des federfüh-
renden Ausschusses für Agrarpolitik und Verbraucherschutz, mit der das in 
Anlage 2 der Tabakverordnung enthaltene generelle Mentholverbot als verbote-
ner Inhaltsstoff in elektronischen Zigaretten und Nachfüllbehältern gestrichen 
werden soll. Im Unterschied zu der vom federführenden Ausschuss für 
Agrarpolitik und Verbraucherschutz zu dieser Thematik beschlossenen 
Empfehlung stützt sich der Wirtschaftsausschuss bei seiner Ablehnung des 
Mentholverbots darauf, dass die Zusatzstoffe nach der Tabakproduktrichtlinie 
nur bei Tabakerzeugnissen, nicht aber bei E-Zigaretten verboten sein sollen. 

Darüber hinaus empfiehlt der Wirtschaftsausschuss dem Bundesrat eine be-
gleitende Entschließung. 

In dieser soll die Bundesregierung gebeten werden zu prüfen, den betroffenen 
Produzenten von Artikel 1 Nummer 5 (Anlage 1) und Nummer 6 (Anlage 2) 
zukünftig verbotenen Produktlinien eine angemessene Übergangsfrist für die 
Umstellung und den Abverkauf der bis zum Inkrafttreten der Änderungsverord-
nung hergestellten Produkten einzuräumen. 

Der Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung zuzu-
stimmen. 

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus Drucksache 221/1/17 ersichtlich. 




